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Bezugspreis : Monatlich 8,2b RW. einichl . Zustellgebühr> — Einzelnummer 10 Rpf. ; Samstag » 15 Rps . — Anzeigengebühr : 14 8ipf. für l mm Höhe und ein Siebentel Breite. Briefe und Selber frei. Bei Wieder¬holungen tariffester Rabatt, der alS » affenrabatt gilt und oerwetgert werden kann, wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtliche Anzeigen find direkt an die GeichSftssielle der « arls-rnher Zeitung, Badijcher Staatsanzeiger, » arl-Friedrich -Strabe 14, zu lenden und werden in Bereinbarung mit dem Ministerium de» Innern berechnet . Bei « lageechebung, zwangsweiier Beitreibung und Konkursverfahren füllt derRabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Falle von höherer « ewalt , Streik, Sperre, AuSfperrung , Mafchinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder in denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche ,fall» die Zeitung verspätet , in beschränktem Umfange oder nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegebenund es wird keinerlei Beipflichtung zu irgendwelcher Lergütung übernommen. Abbestellung der Zeitung kann nur je bis 2». auf MonatSschluß erfolgen. — Beilagen zur Karlsruher Zeitung, Badischer StaatSanzeigerrZentralhandelSregister für Baden, Badischer Zentralanzeiger für Beamte , Wissenschaft und Bildung, Badische Kultur und Geschichte, Badisch« WohlfahrtSdlätter, Amtliche Berichte über die Bechandlungen de« Badischen Landtag ».

SMele übev fernen Etat
Der Reichsbestellungsplan

BDZ . Berlin , 28. Jan . <Tel.) Im HanshaltsauSschuß
»es Reichstags begründete heute der Reichsminister für Er¬
nährung und Landwirtschaft, Dr. Schiele , feinen Etat in
einer längeren Rede.

Es sei zwar wegen der unerhörten Zuspitzung der allge¬
meinen Krisenzustande ini In - und Ausland nicht gelungen,
dem Substanzverzehr der Landwirtschaft Einhalt zu gebieten,
aber auf den wichtigsten Gebieten sei die Anbahnung einer
dauerhaften Ordnung der Produtüons - und Absatzverhältnisse
erfolgt. Der Minister machte Mitteilungen über den in Aus¬
arbeitung begriffenen Reichsbestellungsplan. Der Gesamt¬
plan müsse von einer notwendigen Einschränkung des Hafer -
und Zuckerrübenanbaues um rund 1,8 Millionen Hektar aus¬
gehen . Diese frei werdenden Ackerflächen könnten zu insge¬
samt 1 Million Hektar für die Erweiterung des Weizen- und
Gerstenanbaues Verwendung finden . Der Rest von minde¬
stens 500000 Hektar müsse zur Förderung der Viehwirtschaft be¬
nützt werden. Der internationale Überfluß an Getreide und
Futtermitteln beginnt sich jetzt immer deutlicher in eine
Überproduktion von tierischen .Veredelungserzeugnissen umzu¬
setzen. Daher sei die Regierung vor neue dringende Aufgaben
zum Schutze der bäuerlichen Veredelungswirtschaft gestellt. Er
habe nie ein Hehl daraus gemacht , daß er die Synthesen zwischen
allgemeiner Handelspolitik und agrarischer Zollpolitik, wie sie
in dem gegenwärtigen Handelsvertragssystem vorgenommen
sei, nicht für glücklich halte . Ich erachte eine allmähliche
Abkehr von dieser Politik für unerläßlich . Wie bei Finnland
können wir zunächst den Weg der Verhandlungen zur Lösung
lästiger Zollbindungen gehen .

Der Minister wandte sich dann den Fragen der Preispolitik
zu. Er wies darauf hin, daß sich die Spanne zwischen In -
dustrie- und Agrarpreisen bisher nur völlig unzureichend er¬
mäßigt habe. Es gelte, der Landwirtschaft den beabsichtigten
Kurs der Agrarpolitik klar zu zeigen, damit sie an die Er¬
reichung der im Reichsbestellungsplan aufgezeigten Ziele be¬
reits bei der Frühjahrsbestellung mit neuem Unternehmungs¬
mut Herangehen könne . Zu einer systematischen Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit gehöre in erster Linie auch ein Wiederauf¬
bau der Ertrags - und Produktionsverhältnisse der Landwirt¬
schaft . Weitere Agrarkrise heiße auch weitere Entsiedelung
des Ostens , Steigerung der Arbeitslosigkeit und Massenelend
in den Großstädten.

Dev Ausbau des -Obevvhekns
itt frrauzbMtbev Beleruhtutts

Die „Journee Industrielle " in Paris bringt einen längeren
Artikel über den Ausbau des Oberrheins von Bafel bis Kon¬
stanz. Der Verfasser weist darauf hin, daß auf dieser Strecke
bereits große Arbeiten im Gange sind , noch bevor die Regulie¬
rung der Strecke Basel-Stratzburg in Angriff genommen ist.
Insbesondere richtet er die Aufmerksamkeit auf die großen
Elektrifizierungspläne für die Verkehrsader Frankfurt -Basel,
wodurch sich im Anschluß an die elektrischen Schweizer Bahnen
eine riesige elektrifizierte Strecke Frankfurt -Chiasso ergebenwürde, und auf die Elektrifizierung der Bergbahnen des
Schwarzwaldes , der bayerischen Alpen und von Tirol . Die be¬
trächtlichen Energiereserven sollen durch den Bau von Kraft¬werken am Oberrhein gewonnen werden.

Sodann bespricht der Verfasser die bisherigen Arbeiten am
Oberrhein und kömmt zu folgenden, recht interessanten Schluß¬
folgerungen : „Man sieht , daß die Kraftwerke am Oberrhein
von Basel bis Konstanz viel rascher vorwärts kommen, als man
voraussehen konnte. Die Schiffbarkeit des Flusses ist zur glei¬
chen Zeit gewährleistet und ebenso die Bodenseeabflußregulie¬
rung . Es ist unnütz, den wirtschaftlichen und technischen Wert
der Oberrheinschifsahrt zu bestreiten. Die Errichtung von elek¬
trischen Zentralen ist für Deutschland von großem Interesseund lebenswichtig. " Er wirft dann die Frage auf : „Was tun
wir in Frankreich angesichts dieser Tatsache? " und führt im
Anschluß hieran weiter aus :

„Die Arbeiten bei Kembs schreiten ohne Zweifel mit Riesen¬
schritten fort . In weniger als zwei Jahren wird unser erstes
großes rheinisches Kraftwerk in Betrieb sein und das ersteStück des großen Canal d'Alsace wird der Schiffahrt über¬
geben werden. Es scheint, daß der Augenblick gekommen ist , an
die Errichtung der anderen Zentralen zu denken, die sich staffel¬
förmig bis Straßburg aneinanderreihen , und in besondereman das zweite Kraftwerk bei Ottmarsheim . Die neuen Arbei¬ten müssen in den neuen Plan der nationalen Rüstungs¬arbeiten einbezogen werden. Wenn wir uns nicht auf dem
Wege der Erzeugung elektrischer Energie zuvorkommen lassenwollen, ist es Zeit , daran zu denken ." Der Verfasser schließtseine Abhandlung mit der Frage : „Wann wird die Abstimmungüber den kürzlich vorgelegten und die Erteilung der neuen
Konzession enthaltenden Gesetzentwurf erfolgen ? "

Gegen den Schiedsspruch im ostoberschlesische« Bergbau hatder Arbeitgebewerband Einspruch erhoben, mit der Begrün¬dung. daß die Kündigungsfrist von 1 Jahr zu lange fei unddie Gefahr bestehe , daß das Dombwwaer Kohlenrevier der»berschlesischen Kohle starke Konkurrenz bereiten könnt«, weilim Dombwwaer Kohlenrevier für die Löhne keinerlei Kün¬
digungsfrist besteht .

Italienische Militarmission für Bulgarien . Rach einer Mel¬
dung des „Daily Telegraph " werde auf Ansuchen der bulgari¬schen Regierung Italien eine Militärmisfion zur Überwachungder Ausbildung der bulgarischen Armee nach Bulgarien ent¬senden.

JLetsste Nachrichten
Die ElekteMzievung

dev
Zunächst Fortführung Augsburg -Stuttgart —
. Verhandlungen über die Weiterführungbis Karlsruhe und Bruchsal

dck. Berlin , 28. Jan . (Priv .-Tel.) Der B e r w a l -
tungsrat der Reichsbahn hielt am 28. und 27. Ja¬
nuar seine erste Sitzung in diesem Jahre ab . Die schon be¬
kanntgegebenen Frachtsenkungen wurden genehmigt.
Um nun auch dem Wunsche der Reichsregierung
nach Arbeitsbeschaffung Rechnung zu tragen , stimmte
der BerwaltungSrat der Aufnahme eines Kredits
zur weiteren Streckenelektrifizierung grund¬
sätzlich zu, zumal in Aussicht steht, daß die Reichsregierung
für die ersten Jahre , bis die Rentabilität der Elektrifizierung
eintritt , die Verzinsung des Baukapitals übernimmt . Dadurch
sollen etwa 10000 Arbeiter anderthalb Jahre
lang Beschäftigung finden.

Mit diesem rund 50 Millionen Reichsmark betragenden Kre¬
dit (der ans dem Anslande stammt. Red .) soll die über die
Geißlinger Steige führende Strecke von A u g s b u r g—U l m
bis Stuttgart bis 1932 elektrifiziert werden,
nachdem die Elektrifizierung München—Augsburg in diesem
Frühjahr fertiggestellt sein wird (und die Streck « München—
Salzburg schon seit zwei Jahren in elektrischem Betrieb steht),
über die weitere Elektrifizierung der Oft -
we ft strecke von Stuttgart bis Karlsruhe und
von Mühlacker bis Bruchsal schweben Verhand¬
lungen und Prüfungen , die noch nicht abgeschlossen
sind (die aber vermutlich gleichfalls mit der Kreditfrage zu -
sammenhängen ) .

Der BerwaltungSrat beschloß, im Anschluß an die Notver¬
ordnung , welche bekanntlich eine Kürzung der Beam¬
tengehälter von 6 Prozent vorfieht, die nichtpensions-
fähigen Bezüge der leitenden Reichsbahnbeamten
vom 1. Februar au um 20 Prozent zu kürzen. Für den Ge¬
neraldirektor und die Mitglieder des Vorstandes betragen die
Kürzungen insgesamt ab 1. Januar 20 Prozent .

Me Beschuldigungen gegen SanaviS
M . Berlin , 28 . Jan . (Priv .-Tel . ) Zu den Angriffen auf den

früheren Kapitänleutnant im Reichsmarineamt, Canaris » der
im Prozeß Jorns beschuldigt wurde, Gelder an die Mörder von
Rosa Luxemburg und Liebknecht weitergeleitet zu haben, ob¬
wohl er selbst Richter war , teilt das Reichswehrministeriummit , daß eine erneute Prüfung nichts ergeben habe, was gegenCanaris spreche. Er habe seinerzeit an Fräulein Pflugk -Har -
tung , der Schwester zweier angeklagter, aber freigesprochener
Offiziere , Gelder des Nationalverbandes deutscher Offiziere
weitergegeben, um sie vor Not zu schützen. Doch ist das erst
nach der Freisprechung erfolgt, und zwar mit Zustimmung des
damaligen Reichswehrministers Noske .

Svavsamkettsvvovagauda in Äkuglaud
WTB . London, 28. Jan . (Tel .) Die schon früher ange¬kündigte Propaganda für Sparsamkeit in den staatlichen und

kommunalen Ausgaben Englands wurde gestern mit einer
Versammlung in London eröffnet, die von zahlreichen Ge¬
schäftsleuten, hauptsächlich von Politikern , besucht war . Re¬
den hielten u. a . der Konservative Sir Robert Horne und der
Liberale Lord Grey.

Der Prozeß gegen den Goldmacher Tausend
Ludendorfs Rolle

WTB . München, 28. Jan . (Tel .) Im Prozeß gegen Tau¬
send wurde heute der Kaufmann Franz v . Rebap vernommen .Er war durch Rienhardt bei Ludendorff eingeführt worden, der
ihm Gold zeigte und ihm Schweigepflicht auferlegte , wobei er
bemerkte, daß es sich um eine wichtige Sache handele ; er wisse
noch nicht , was daran sei, die Erfindung müsse erst ausgear¬beitet werden, er wolle aber keine Verantwortung auf sich neh¬men . Ludendorff beauftragte dann den Zeugen mst der Prü¬
fung der Erfindung , worauf v . Rebay einige Zeit in Gilchingarbeitete . Eigene Versuche , die er hier veranstaltete , waren
negntiv verlaufen . Er habe damals noch' nicht die notwendigeÜbung gehabt. Er habe der Sache zunächst skeptisch gegenüber¬
gestanden, da Ludendorff ihm gesagt habe, er solle Augen und
Ohren offen halten . Die Verhältnisse bei Tausends Chemischer
Studiengesellschaft seien wenig erbaulich gewesen. Die Buch¬
führung war mangelhaft und unter den Mitarbeitern herrschtegegenseitigeEifersucht, so daß man in der Arbeit nicht vorwärtskam.

Der « «swärtige Ausschuß des Reichstages ist für Montag ,2 . Februar , 10 Uhr vormittags einberufen worden. Auf der
Tagesordnung steht die Besprechung der Genfer Tagung desBölkerbundsrateS . über die ReichSaußenminifter Or. CurtiusBericht erstatten wird.

Gefahve«
den „.tSinheitSsteuer "

Von besonderer Seite wird uns geschrieben :
Vom Badischen, Zentrum hat sich anfangs Januar („Bad.Beobachter" Nr . 8 vom 8. Januar 1931) Reichstagsabgeoro-neter Dr. Föhr mit der Frage auseinandergesetzt, ob es zurFinanzsanierung des Reiches unbedingt notwendig gewesenwäre , durch die Notverordnung auch das Steuervereinhcit -

lichungsgesetz in den Ländern zur Geltung zu bringen. Mit
Recht erblicken Or. Föhr und das badische Zentrum hier einenVorwand , die „dringlich notwendige Reichsreform" auch ge¬gen den Widerstand von Zentrum und Bayerischer Volkspar¬tei — den Weg zum Einheitsstaat — durchzusetzen . Or. Föhrhat das badische Zentrum durchaus hinter sich , wenn er sichmit allem Nachdruck gegen dieses Vorgehen einer Reichsbüro-kratie wandte , die versucht hat, alles das in die Notverordnunghineinzubringen , was auf dem ordentlichen Wege der Gesetz¬gebung nie zu erreichen wäre . Darüber besteht kein Zweifel,daß die Regelung des ganzen Fragenkomplexes, wie er inden Entwürfen zum Steuervereinheitlichungsgesetz seinerzeitvorgesehen war . über die nach Artikel 11 der Reichsverfaflunggezogenen Grenzen einer Grundsatzgesedgebung hinausgeht ,und daß ein solches Vorgehen verfassungswidrig ist. Berfas-
fungsfragen sollten aber immer nur im geordneten Gesetz¬gebungsverfahren durchgekämpft werde«.

Wie ungerecht die Übernahme des Steuervereinheitlichungs¬
gesetzes für den kleinen und mittleren Landwirt und Ge-werbetreibenden wirkt, ist an einer Reihe von Beispielenschon wiederholt nachgewiesen worden. Bekanntlich hat auchdie Bayerische Bolkspartei dem Steuervereinheitlichungsgesetzden schärfsten Kampf angekündigt.

Wenn ein Gesetz zu solch scharfen Angriffen Anlaß bietet,weil es für den Leistungsschwache » eine steuerliche Belastung,für den Leistungsfähigen hingegen eine steuerliche Entlastungbringt , so ist es schädlich, selbst wenn es durch alle möglichenBegründungen gestützt wird. In richtiger Erkenntnis dieserTatsache hat auch die Zentrumsfraktion des Badischen Land¬tags im Landtag bernits entsprechende Anträge auf Änderungder Notverordnung eingebracht.
In der Zwischenzeit hat aber auch das Schrifttum sich wei -ter mit der Frage befaßt , und besonders zwei Fachverbände,denen eine genaue Sachkennntis auf diesem Gebiete zu¬kommt, haben dazu Stellung genommen, nämlich der Haupt¬ausschuß des Reichsverbandes der akademischen Finanz - undZollbeamten , sowie der Fachausschuß des Vereins der aka-demisch gebildeten Finanzbeamten in Baden. Bon beide«Seiten werden hinsichtlich der Regelung der sogenannten Ein¬heitssteuer die stärksten Bedenken ausgesprochen .
Von elfterer Kundgebung wird die Frage aufgeworfen, obman nicht zu dem gleichen Bereinfachungserfolge gelangenkönnte, ohne die starken Bedenken hervorzurufen, die durch dieBeseitigung der Einkommensteuer für einen wichtigen Teil derBevölkerung hervortreten müssen . Gegen diese Einseitigkeitwird das Bedenken erhoben, daß die Einkommensteuer heutedie allgemeine Steuer ist, die alle Staatsbürger zu tragenhaben . Dieser Gesichtspunkt werde es schwer gestatten, ein¬zelne große wichtige Gruppen der Bevölkerung aus der Ein -

kommenbesteuerung herauszunehmen , im übrigen aber die
Einkommenbesteuerung bestehen zu lassen .

Als weiterer Einwand wird angeführt , daß für die Be¬
steuerung der Landwirte nach dem Wegfall der Einkommen-steuer die individuelle Leistung und Leistungsfähigkeit über¬haupt nicht mehr berücksichtigt werde , ebenso werde die Ver¬schuldung nicht mehr zur Geltung kommen , und so werdeder unverschuldete Landwirt genau so viel Steuer zu ent-richten haben, wie der hochverschuldete. In den zahlreichenFällen , wo Landwirte ein Einkommen bis zu 6000 Ml ' er¬zielen — und solche Fälle kommen , in Gegenden mit gutemBoden, guten Absatzverhältnissen, in der Nähe der Großstadtusw. zahlreich vor — werde der unverschuldete tüchtige Land¬wirt mit einem Einkommen von etwa 6000 Ml genau so vielSteuer zu entrichten haben, wie der verschuldete und we-
Niger tüchtige Landwirt , der den gleichen Hof besitzt und we¬
gen Verschuldung gar kein Einkommen hat oder mit Verlustwirtschaftet . Bei der Einführung der Einheitssteuer wird sichdas dahin auswirken , daß die wegfallende Einkommensteuerder stärkeren Landwirte in gleicher Weise auf die starken unddie schwachen Landwirte verteilt wird, fo daß die leistungs¬fähigen entlastet und die leistungsschwachen noch -mehr belastetwerden.

Nach den Ausführungen des Reichskanzlers bedeutet die
Einheitssteuer die Einführung eines steuerfreien Existenz -minimums von 8000 Ml für die Landwirte. In der erwähn¬ten Auslassung wird die Frage aufgeworfen, weshalb nur fürdie Landwirte ein so hohes Existenzminimum gewährt wer¬den soll . Für die Landwirte wäre nach dieser Ansicht eher ein
geringeres Existenzminimum am Platze, da sie durchgängigin Geld ausgedrückt , sehr viel billiger leben als die Städter .

Wenn in Zukunft ein besserer Ertrag aus der Landwirt-
schaft erzielt werden sollte, so würde sich das steuerlich in einer
Heraufsetzung der Einheitswerte auswirken, eine entspre-
chende Erhöhung der Steuerlast würde aber in gleicher Weisewieder die schwachen wie die gutstehenden Landwirte treffenund zu großen Härten führen . Skrücksichtigt man ferner ,daß nach der Verordnung diese Einheitssteuer nur noch Lan-
desfteuer ist und in der Hauptsache wohl den Gemeinden zu-
fallen wird, so sind sehr ungünstige Auswirkungen zu erwar¬ten . Die Grundsteuer der Landwirte, die in den Gemeinden
von jeher neben der Einkommensteuer erhoben wird, wird
die Bevölkerung , namentlich da . wo zahlreiche Arbeiter und
Gewerbetreibende vorhanden find , sicher nicht al« Ausgleich
für die wegfallende Einkommensteuer des einzelnen Land¬
wirtes betrachten . Es wird immer wieder darauf verwiesen



werden, daß es unverständlich sei. weshalb der gutstehendeLandwirt nur die auch den schlechter stehenden Landwirt tref¬fende Grundsteuer zahlen^ solle und ' weshalb er nicht vonseinem Gewinn zu einer « teuer in gleicher Weise wie die an¬dere Bevölkerung herangezogen werde.Beim Hausbesitz würde die Einheitssteuer bis zu 6000 JIMnoch weniger auf die Dauer erträglich sein , als bei der Land¬wirtschaft, denn auch da bestehen , worauf in der Denkschrifthingewiesen wird, die größten Unterschiede hinsichtlich Ren¬tabilität und Belastung.
In ähnlichen Gedankengängen bewegt sich die Auslassungdes Fachausschusses des Vereins der akademischen Finanzbe¬amten in Baden. Tie Widerstände gegen die Regelung wer¬den nach seiner Auffassung so groß werden, daß in kürzesterZeit Abhilfe geschaffen werden mutz . Sobald die Einheits¬werte auch die Grundlage für die Landessteuern aus Grund¬vermögen bilden, wird diese Regelung , in Orten mit gemisch-icr Bevölkerung und mit kleinbäuerlichen Verhältnissen aufWiderstand stoßen . Die Offenlegung der Einheitswerte , diein der Notverordnung vorgesehen ist, wird , es jedem Pflich¬tigen ermöglichen, festzustellen, wie die übrigen Pflichtigenzur Grundsteuer herangezogen sind . Ein Kampf der Be¬rufsgruppen gegeneinander wird in den Gemeinden einsehen,der sicherlich eine alsbaldige Änderung der Bestimmungenzur Folge haben muß.

Daß die landwirtschaftliche Einheitsbewertung an sich schonberechtigten Angriffen ausgesetzt ist, zeigt die scharfe Kritikder eingeschlagenen Bewertungsmethode mit ihrem ausgeklü¬gelten ; Punktierverfahren im „Badischer Bauer "
(Nr . 42und 43 ) . Dort wird die Einreihung eines landwirtschaftlichenBetriebes in die Gemeindeskala nach Dkäßgabe einer künstlich« rechneten Verhältniszahl für den in Baden vorherrschenden.Klein- und Parzellenbetrieb als unbrauchbar abgelehnt.Die sügenannte „EmheitswertbesteuerunG " bringt all da?nicht , was - man von einer volkstümlichen und lebensnahenBesteuerungsart biNgerweise verlangen kann. Sie ist zu un-durchsichtig , wenn sie auch theoretisch noch so gut begründet .ist . Wenn der Steuerpflichtige von vornherein das Gefühlhaben muß , ungerecht behandelt zu werden, so sind die An¬griffe gegen das Besteuerungssystem mehr als begründet.In ihrer praktischen Auswirkung sind die Einheitswerte schonjetzt mehr als umstritten . Die bestehenden Mängel müssenaber erst recht dann in Erscheinung treten , wenn die Einheits¬werte einmal als Äesteüerungsgrundlage für die Grund¬steuer ausschließlich gelten sollen .' Durch die Zugründelegungder Einheitswerte würde eine vollständige Umschichtung in .der Lastenverteilnng , und zwar in der Hauptsache auf Kostender Leistungsschwachen eintreten .

Hinsichtlich der Einheitssteuer für Gewerbebetriebe sind dieBedenken keinesweK geringer , weil die hier . eingeführte , inder Hauptsache ausschließliche Besteuerungsgrundlage des„Gewerbeertrages " namentlich von Kleingewerbe und dem ge¬werblichen Mittelstand sehr bekämpft wurde. Es ist auffal¬lend, welche WandlüNg der Auffassung hier beiin Reichs - -finanzministerium festzustellen ist.
In der Begründung zu dem Entwurf eines Gesetzes überdie Vereinheitlichung des Steuerrechts (Steuervereinheit¬lichungsgesetz — Reichsratsdrucksache Rr . 104, Tagung 1927)hieß es Seite 65 ff. hinsichtlich der Besteuerungsgrundlagenbei der Gewerbesteuer, der Entwurf stehe auf dein Staüd - .punkt, daß mit einer einzigen BesteuerungsgrunÄage für dieGewerbesteuer nicht auszukommen sei. Würde die Gewerbe¬steuer nur auf den Gewerbeertrag abgestellt, so käme in die 1

Gemeindefinanzen ein untragbares Moment der Unsicherheit , :Im Gewerbeertrag kämen auch die - Lasten, die der Betrieb-der Gemeinde verursache, nicht .zuM Ausdruck . Würde map .die Gewerbesteuer allein nach dem Gewerbekapital erheben,so würden die zahlreichen Gewerbetreibenden , die ohne odernur mit geringem Kapital arbeiten , freigestellt werden, waszu zahlreichen Härten führen müßte . Die Abstellung- derGewerbesteuer allein auf die Lohnsumme komme nicht in Be¬tracht, weil dadurch Betriebe mit besonders hohem Lohnkontoeinseitig getroffen würden . Dir Gewerbesteuer müffe daherauf mehrere Besteuerungsgrundlagen (Gewerbeertrag , Ge¬werbekapital, Lohnsumme) abgcstellt werden.
Demgegenüber grundsätzlich als ausschließliche Besteuc»

runasgrundlage den Gewerbeertrag zu wählen, wie es jetztgeschehen ist, heißt doch nichts anderes , als die oben aufge¬führten Ungerechtigkeiten und Mängel zu verewigen. Diein der Hauptsache ausschließliche Besteuerung nach dem Roh¬ertrag statt nach dem Reinertrag , die Unmöglichkeit , verschul¬dete Betriebe geringer zu der Steuer heranzuziehen und dienicht bestreitbare Tatsache, dgß dem Großbetriebe gegenüberdem Klein- und Mittelbetrieb allerlei Bilanzmöglichkeitenzustehen, den Ertrag nach Belieben höher oder niedriger zu

gestalten, diese Erwägungen führen zwangsläufig zu der Ab¬lehnung einer Steuer , welche letzten Endes nur eine Mehr¬belastung des kleinen und mittleren Gewerbes und somit eineSchädigung des lebenswichtigen Mittelstandes zur Folge hat.In Wirklichkeit ist aber die geplante Einheitssteuer garkeine solche . Vom Standpunkt des Reiches mag die Bezeich¬nung zum Teil zuireffen . Aber neben dem RAch und Landbesteht noch eine Reihe von Steuergläubigern , wie Gemein¬den , Kreise, Kirchen usw . , welche auf Steuerveranlagungenauch in Hinkunft nicht verzichten können. Es wird somit zu¬nächst noch die Gebäudesondersteuer, die Gemeinde- , - Kreis -und Kirchensteuer neben der sogenannten Einheitssteuerbestehen bleiben. Die Bezeichnung „Einheitssteuer " bestehtsomit, auch vom Standpunkt des Steuerzahlers gesehen , nichtzu Recht .Es ist dringend geboten, diesem erneuten Versuch derReichsregierung mit größter Zurückhaltung zu begegnen, derletzten Endes nur darauf abzielt, die finanzielle und in derFolge die staatliche Existenz des Landes vollkommen zu unter¬graben , aber auch für den Mittelstand nur ungerechte Be¬lastungen bringt und allgemein wirtschaftliche Schäden schwer-ster Art bedingt.

Stimmen , die im Aether sich verwirren
Die Reichsrundfunkgesellschaft gibt bekannt : . „Am 20. Ja¬nuar sprach Ministerpräsident Macdonalb in London vor demParlament über das Ergebnis der anglo-indischen Konferenz.Die Rede wurde in England durch ' Rundfunk übertragen . Zugleicher Zeit sandte der Großsender Mühlacker von Stuttgartaus ein Zwiegespräch d?D Berliner Kritikers Herb. Jhrringund des Stuttgarter Redakteurs Hermann Miffenharter überdas Thema „Ist die Schaubühne noch Spiegel unserer Zeit ".Im Laufe des Gespräches gebrauchte Herbert Jhering die ein¬dämmenden Worte : „Das glaube ich nicht ! "

, Und' der Zufallwollte es, daß u . a . auf diese Worte in eine Redepause desenglischen Ministerpräsidenten fielen. Da die Wellen vönLondon und Mühlacker nahe beieinander liegen, konnten dieWorte Jherings auch von nicht scharf eingestellten englischenEmpfängern aufgefangen werden. Dieser Zufall ist von derenglischen Presse mit dem richtigen Verständnis wiedergegebenworden. Jede andere Darstellung ist völlig unrichtig,"

Mmrre Karhvttbterr
Die Aufwandsentschädigung, der bayrischen Abgeordneten.Im Bayrischen Landtag fand eine interfraktionelle Bespre¬chung über die Neuregelung der Aufwandsentschädigung derMitglieder des Bayrischen Landtages statt. Die bis jetzt gel¬tenden Aufwandsentschädigungen werden wesentlich herabge¬setzt und entsprechen in Zukunft im großen und ganzen denin Württemberg geltenden Sätzen, sind also künftighin nochbeträchtlich geringer als diejenigen, im Reich , in Preußen undSachsen. "

Senkung der hessischen Ministerbezüge . In der Dienstag¬sitzung des Haushaltsausschusses des Hessischen Landtags er¬klärte Staatspräsident Dr. Adelung, daß die hessischen Mini¬ster freiwillig auf 10 Proz . ihrer Bezüge und 20 Proz . ihrerAufwandsentschädigung verzichtet und außerdem noch weit¬gehende Verpflichtungen auf Wohlfahrtsmaßnahmen für ihrePerson . übernommen haben. ,
StudcntenunruheU in Spanien . In verschiedenen Univer¬sitätsstädten Spaniens kam es '

zu Unruhen und Schlägereienunter den Studenten . Später wurden die verhafteten Stu¬denten vuB>or freigelassen. nachdem , die. ichrj ^ n . .Sfudewiew <sich bereit erklärt hatten , wieder Rühe zu bewahren . , ,Gandhi erklärte , wie aus Bombay gemeldet wird , die Frei¬lassung der indischen Führer werde nur dann ihre volle Wir¬kung ausüben können, weyn alle, wegen „zivilen Ungehor¬sams " Verurteilten ebenfalls fretgelassen würden . Selbstwenn die Kreise des Allindischen Kongresses glaubten , aufGrund der Erklärung Macdonalds ihre Mitarbeit am Ver¬fassungswerk anbieten zu dürfen , so würde man doch wederauf das '
Recht , Streikposten vor den Geschäften aufzüstellen,noch auf dasjenige für die Millionen Hungernden Salz herzu¬stellen, verzichten können. -

Die Regierungsreform für Samoa . Der amerikanische Se¬nat hat eine Gesetzesvorlage angenommen , die die Bildungeiner neuen Regierung in Amerikanisch -Samoa mit einer auseiner Kammer bestehenden gesetzgebenden Körperschaft Vor¬
sicht und das amerikanische Bürgerrecht auf - die Samoanerausdehnt . Die Vorlage geht an das Repräsentantenhaus ;weiter.

Badrstbes Larrdestheatev
Die Zauberflöte

Am Badischen Landestheater feierte man Mozarts 176. Ge¬burtstag — wir gedachten des bedeutungsvollen Erinnerungs¬datums schon gestern ausführlich — mit einer schönen Neu¬einstudierung der „Zauberflöte " . Gewiß sollte man auch da-bei noch einmal besonders von Tradition , von alter Theater -liebe und vielleicht sogar von unverletzlichem Eigentumsrechtreden , denn keine der fünf Genieopern Mozarts (bei seinendramatischen Jugendwerken sind Überarbeitungen immerhinbegreiflich und entschuldbar) hat sich im Lauf der Jahrzehntesoviel Veränderungen gefallen lassen müssen, wie gerade dieseSpätschöpfung, obwohl doch eigentlich ihr Grundgehalt — einBeschreiben des Menschen von der „Niederkeit des Tieres bisdahinauf , wo er heilig wird" — von Anfang an hätte erkanntwerden dürfen .
Es scheint jedoch, die vieldiskutierten Fragen nach dem Auf-sührungsstil dieses einmaligen Werkes, in dem sich die Zau¬berposse eines Schikaneder und das Genie eines Mozartkreuzen, hören auf , Problem zu sein . Man hat sich mit gu¬tem Recht zur alleinigen Anerkennung des MozartwollenSentschlossen , und man hat damit ohne weiteres bekundet, daßes eine nicht mehr mißzuverstehende deutsche Opernange¬legenheit ist — trotz ägyptischer Oberpriester , trotz italienischerArien , die aber nirgends in gewohnten Neapler Bezirkenwandeln . Und das heißt doch wohl, daß sich heute keine Opern¬gewaltigen mehr daran mit so willkürlicher Fantasie zu ver¬greifen wagen, die das Ganze entstellt. Auch der jetzigenNeueinstudierung ist nachzusagen, daß sie gemäß einer wirk¬lich idealen Nachfolge musikalisch (Generalmusikdirektor JosefKripS) zu den Quellgründen der Mozartschen Kunst vorzu¬dringen trachtet und szenisch (Bühnenbilder Torsten Hecht,Regie Biktor Pruschka) wenigstens schon wieder etwas mehrals auf halbem Wege ebenfalls dahin tendiert . Daher mages nicht zuletzt kommen , daß ein Publikum , das angeblich solchverkrusteter alter Oper überdrüssig sei, in Scharen zuströmtund mit seinem Musikhunger nun schon zum zweitenmal un¬seren Kunsttempel bis zum höchsten Platz füllte.In der solistischen Besetzung haben wir freilich zur Zeitnicht alle ersten Kräfte , die das ungeschriebene Gesetz desAusnahmewerkes verlangt , aber trotz Fehlens einiger expo-inerter « tars ist es, dank einer sehr zielbewußten und inten¬siven Vorarbeit gelungen, gleichwohl ein Ensemble erlesenerSänger zusammenzubringen , wie e § Mozart braucht. Be¬

sonders das schöne, warmtimbrierte Organ von Malie Fanz
(Parnina ) kam zu prächtigster Geltung , viel von MozartsEigenton traf nicht minder Mary Esselsgroth (Königin der
Nacht ). Der stark erkältete Wilhelm Nentwig (Tamino ) , des¬sen Premierenleistung recht gerühmt wurde, mutzte sich sicht¬lich Schonung auferlegen , ohne indessen durch stimmliche An¬
satzschwäche zu stören. Als Mozartsängerinnen von Stilge¬fühl entpuppten sich weiterhin F . Reich -Dörich » E. Winterund E. Haberkorn (drei Damen ) sowie H. Schöning, H. Hell¬muth und R. Motschmann (drei Genien ) . Schelmischer und
beweglicher hätte man sich kaum die Papagena von LotteFischbach gewünscht , auch der Papageno Karlheinz Lösers warin Maske, Spiel und Deklamation vorzüglich und ihm fastebenbürtig Robert Kiefers Monostatos . Adolf Schöpft«« als
Sarastrv wirkte zwar schon in anderen Rollen eindringlicher,verhalf aber doch zusammen mit . Franz Schuster (Sprecher)und dem disziplinierten Chor den Tempelszenen zu feierlichstimmendem Eindruck. H. Sch.

Der Generalmusikdirektor des Mannheimer RationaltheatersJosef Rosenstock, wird am 4. Februar nach Leningrad reisen,um dort 4 Sinfoniekonzerte mit vorwiegend deutschen Werken
zu dirigieren .

Profeffor Wilhelm Dibeliu » +. Im Alter von 55 Jahrenverstarb in Berlin heute, Mittwoch, ftüh der Anglist, Univer¬
sitätsprofessor Dn Wilhelm Dibelius .

Das Kunstmuseum in Cleveland kauft Teile des Welfen-
fchatzes. Das Städtische Kunstmuseum in Cleveland kauftefür eine halbe Million Dollar aus dem in New Uork ausge¬stellten Welfenschatz den Gertrudis -Goldaltar und zwei Kreuze.

Helium soll nach .Entdeckungen englischer Gelehrter in
Millionen von Kubikmetern aus den Petrolenmfchächten aus¬
strömen. Dieses Heliumvorkommen solle ausgenützt werden,um das unexplodierbare und bisher sehr teure Heliumgas
zum Füllen der Luftschiffe zu verwenden . Da das britische
Reich ausgedehnte Petrolvorkommen zur Verfügung hat , seiendie Heliumreserven Großbritanniens praktisch unerschöpflich .

5000 Jahre altes Mumiengrab raideckt . Wie aus Kairo ge¬meldet wird, hat bei Grabungen unter den Auspizien der
Ägyptischen Universität Professor Selim Hassan ein Grab ent¬
deckt. dessen Alter auf 5000 Jahre geschätzt wird . Das Grab
enthielt eine Mumie , welche eine Krone mit 110 Edelsteinentrug . Das Grab war intakt und enthielt sehr viele äußerstseltene Gegenstände.

Aefoem dev Geschäftsordnung
des Reichstags

Die Besprechungen der Mittelparteien und der Sozialdemo,kraten über eine Änderung der Geschäftsordnung des Reichs ,tags haben, wen Blättern zufolge, dazu geführt , daß in Ar .kunft ein Mißtrauensantrag den Borrang vor einem Ber.trauensvotum haben soll. Außerdem soll die Regierung , wennmehrere Vertrauens - oder Mißtrauensanträge eingebrachtworden sind, das Recht haben, zu erklären , für welchen dieserAnträge sie den Vorrang bei der Abstimmung verlangt .Auch die Bestimmungen über Interpellationen sollen geän¬dert werden. In Zukunft sollen Interpellationen nur Fragenenthalten dürfen , aber keine kritischen Ausführungen . In dieHaushaltsördnüng soll eine Bestimmung ausgenommen wer¬den, wonach Anträge , die eine finanzielle Belastung bewirken,nur gleichzeitig mit Borschläge « eingebracht und beraten wer¬den dürfen , die eine Deckung der neuen Ausgaben , vorsehen.Die neuen Vorschläge sollen in Form von Anträgen vor denReichstag gebracht werden, ehe die eigentliche Etatsberatungbeginnt . Die beteiligten Parteien haben den Reichskanzlerüber ihre -Besprechungen auf dem Laufenden gehalten .

übev die Gehaltskürzung
Hel StaatSansestettten

Wie der Gewerkschaftliche Pressedienst mitteilt , ließ dasReichsarbeitsrüiNisterium erkennen, daß keine Aussicht besteht,daß der Schiedsspruch für die Reichs - und preußischen Staats »angestellten, der eine 5prozentige Gehaltskürzung , versieht, fürverbindlich erklärt werden könnte, Die , Organisationen stimm,ten daher trotz schwerer Bedenken einem Vorschlag des Reichs¬arbeitsministeriums '
zu , wonach laut -

_ Schiedsspruch für die '
Monate .Februar und März eine üprozentige und ab li. Aprileine 6pr»zentige Gehaltskürzung .eintritt . . Als , Abgeltung fürdie Pflichtbeiträge zur Angestellten- und Erwerbslosenversiche¬rung erfahren die kürzungspflichtigen Bezüge noch eine Ver¬ringerung , so daß der Gehaltsabzug ab 1 . April rund 5,7 Proz .beträgt .

Aus dem Huushaltsausfchutz des ReichstagsDer Haushaltsausschuß nahm am Dienstag zunächst vomEtat des Verkehrsministeriums noch einen kommunistischenAntrag an , wonach veranlaßt werden soll, daß die Beförderungder Schwerkriegs- und Schwerunfallverletzten mit 3.-Klassen -Fahrschein in die Polsterklasse erfolgt . — Ein nationalsoziali¬stischer Antrag fand einstimmige Annahme , der die hohen Ge¬hälter des Generaldirektors und der anderen hohen Reichs¬bahnbeamte» denjenigen der Staatsbeamten gleichsetzen toilLAuf Anfrage erklärte v. Guerard , daß der , Gedanke einer Be¬teiligung der Reichsbahn an Binnenwirtschaftsunternehmun¬gen schon verwirklicht sei, die Reichsbahn sei u . a . noch jetztan dem badische« Rheinschiffahrtskonzern beteiligt .Der Reichsverkehrsminister wies darauf hin, daß kein Ge¬biet so schwierig sei wie das der Luftfahrt , besonders wegender großen Distanzierung von - anderen Ländern . Das ZielMüsse die Gesamtbefreiung der deutschen Luftfahrt von die¬sem Übel sein . Deutschland müsse sich sehr einrichten, uniniit den '
geringen Mitteln in der Lüftfähit feine

'
Geltung zu

'
behalte«. Der Minister wandte sich scharf gegen den in -Genfunternommenen Versuch , die Zivilluftfahrt irr die militärischeAbrüstungskonvention einzubeziehen.

, Einigung bei der „Täglichen Rundschau". Die Reichslei»tüng des Christlich -Soziale « BolkSdiensteS > veröffentlicht inder „Tägl . Rundschau" folgende Erklärung : Durch gütlicheVereinbarung rnjt dem bisherigen Verleger der „Tägl . Rund¬schau "
, Heinrich Lindner , sind die zwischen ihm und derReichsleitung des Christlich -Sozialen Völksdiensies entstan¬denen Unstimmigkeiten ausgeräumt . Die „Tägl . Rundschau"

ist aus dem Berlage H. Lindner ausgeschiedcn.
Die Frankfurt « Zeitung betont in einer Erklärung , daß alle

Behauptungen über - Änderungen in ihren Besitzverhältnissen,besonders über eine eingetretene Abhängigkeit von der I . G .»Farben oder einer anderen Jndustriegesellschaft falsch seien .Sie fügt allerdings hinzu , daß in dieser gärenden Zeit der
Auseinandersetzungen keine Gemeinschaft vor Auseinander¬
setzungen und ihren personalen Folgen bewahrt sei . Aber die
Zeitung kämpfe weiter auf dem alten Posten .

Der Afrikaflug Elly Beinhorns
Die deutsche Afrikafliegerin Elly Beinhorn ist qm vergau»

genen Montag von Villa Cismeros abgeflogen und nhchmit-tags in Port Etienne in Französisch-Senegal gelandet . Damit
hat sie den gefährlichsten Teil der Strecke , den über das Ge¬biet der aufständischen Araber , glücklich und ohne Zwischen -
fall überflogen. Am Dienstag setzte sie ihren Weiterflug überSt . Louis nach Dakar fort , wo sie nach 4 Stunden ankam.
Morgen früh wird Elly Beinhorn nach Bolama und Bissao star¬ten, wo sie dann die Expeditionsteilnehmer erwarten wird.

flehte
Das Dornier - Flugzeug „Do 8", das in der Pariser Flug -

zeugausstellung zu sehen war , hat Dienstag nachmittag den
Rückflug nach Deutschland angetreten und traf 15.05 Uhr inLe Havre ein. Der Tag der Weiterfahrt ist noch nicht fest-
gesetzt.

In Königsberg (Preußen ) tötete die Frau des Bezirkszoll,kommissärs Neumann nachts in Abwesenheit ihres Mannes
ihren 14jährigen Sohn durch einen Revolverschuß, während
zwei andere Kinder sich dem gleichen Schicksal durch die Flucht
entziehen konnten. Sie selbst vergiftete sich mit Gas . Es wird
angenommen , daß sie in geistiger Umnachtung gehandelt hat.

Die Pariser Polizei hat einen Deutschen namens Paul Ru¬
dolf Fischer aus Freiburg , der wegen Mords gesucht wird,
festgenommen. Fischer soll sich seit 10 Jahren in Frankreichals Flüchtling aufhalten . Im Offenburger Bezirk soll Fi¬
scher einen ihn überraschenden Nachtwächter iin März 1920
niedergeschlagen haben.

In Zürich feuerte ein junger Italiener auf den italienischen
Generalkonsul Bianchi drei Schüffe ab, die Lunge und Unter¬leib verletzten. Der Zustand des Verletzten ist nicht lebens¬
gefährlich. Der Täter wurde verhaftet .

Nach französischen und italienischen Blättermeldungen solleine italienische Alpenjägrrkompagnie bei Winterübnngen an
der französisch -italienischen Grenze von einer Lawine über¬
rascht worden seim Blättermeldungen aus Rom besagen, daßdie vermißten Alpini am Dienstag nach ihrem Standort zu-
rückgekehrt seien. Dagegen soll die zur Rettung der vermiß¬
ten Alpini ausgesandte Rettnngskolonn « von einer Lawine
verschüttet worden sein und 13 Tote zu beklagen haben.

In Stockholm ist Hauptmann Einar Lundborg, der Retter
Nobile», der Dienstag nachmittag mit seinem Flugzeug über
dem Exerzierplatz von Malmslätt abstürzte und dabei schwer
verletzt wurde , seinen Verletzungen erlegen . Er hat nur ein
Alter von 34 Jahren erreicht.

II
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Tie Schluchseewerk -AG. in Freiburg i . B . teilt uns mit :
Zn der Öffentlichkeit wurde die Schluchseewerk -AG. in letz¬ter Zeit mehrfach angegriffen , weil gewisse Versprechungen

vor der Konzessionserteilung vom 2. Juli 1928 nicht gehaltenworden seien , insbesondere aber wegen Befürchtungen infolgeder erweiterten Bewirtschaftung des Titisees . Es wird vor
allem auf eine unverbindliche Besprechung zwischen Vertre¬
tern und Abgeordneten der Schwarzwaldgemeinden und sol¬
chen des Badenwerts vor dem damaligen Staatspräsidenten ,Herrn l )r. Köhler, auf dem Feldberg am 3. Januar 1927 hin¬
gewiesen . Tort wurde die Forderung erhoben, den vom
Schluchseewerk betroffenen Gemeinden den Strom so billig
zu liefern , wie ihn die Rheintalgemeinden , insbesondere Säk - '
kingen , erhalten . Der Staatspräsident erwiderte darauf , datz
sich größere stromverteilungsunternehmen , so z . B . auch die
Stadtgemeinde Neustadt, als Aktionäre am Werk beteiligen
könnten ; wenn sich sonst eine Vergünstigung für den südlichen
Schwarzwald im Strombezug erzielen lasse , so könne dies
jedenfalls nur auf dem Wege einer gütlichen Vereinbarung
geschehen. Eine Forderung in der gestellten Richtung könne
grundsätzlich nicht zur Bedingung der Konzession erhoben wer¬
den . Er bat den Direktor des Badenwerks , eine Formel für
eine solche Vergünstigung zu finden.

In dieser Richtung wurden alsbald Untersuchungen ange-
stellt mit dem Ergebnis , daß der vom Werk angebotene
Strombezug zu Selbstkosten ab Häusern praktisch nicht durch -
führbar ist, weil weder die Gemeinden noch das Schluchsee¬werk geeignete Überlandverbindungen besitzen . Auf Grundder Verhandlungen mit den Netzbesitzern war das Baden¬
werk in der Lage, dem Bezirksamt Neustadt vor der Erteilungder Konzession für das Schluchseewerk schriftlich zu bestätigen,
daß , abgesehen von der Regelung unmittelbarer Schäden, für
11 Gemeinden eine Strompreisverbilligung von 25 Proz . und
für 19 Gemeinden mit 6 Nebengemeinden eine solche von
1V Proz . nach Inbetriebnahme des Schluchseewerks gewährtwird. Insoweit mit Gemeinden unmittelbare Schäden zuregeln waren , wurden diese Zusagen noch in Sonderverträ -
gcn ausgenommen. Damit hat das Badenwerk den Gemein¬
den der berührten Flußgebiete im Hochschwarzwald einen
angemessenen Nutzen aus dem Schluchseewerk zugeführt .

Infolge einer Besprechung in Karlsruhe im vergangenenJahr wurde den Behörden Aufschluß darüber gegeben , daßdie den Gemeinden gewährten Strompreisvergünstigungenden Nutzen aus der Zuleitung von Schluchseekraft an die
Stromlieferer enthalten , wie er bei der in Betracht kom¬menden Strommenge einem unserer Aktionäre als Strom¬
bezieher unter gleichen Verhältnissen zukommen würde . Wenn
die Verbilligung nicht die Strompreise im Rheintal erreicht,so liegt der Grund im wesentlichen an den teueren Stromver¬
teilungskosten und an dem kleinen Bedarf im Hochschwarz¬wald, Dinge , die aber dem Schluchseewerk um so wenigerbelastet werden können, als ' für eine derartige Verbilligungder Strompreise ein Anspruch nicht besteht . Ferner ist fest¬zustellen, datz die Strompreisverbilligung in zahlreichen Ver¬
handlungen erörtert wurde, und daß die darüber geschlossenenVerträge die Billigung der Gemeinden gefunden haben . Indieser Angelegenheit erfolgte Angriffe von Einzelpersonenmüssen wir daher aufs entschiedenste zurückweisen.Über die Erweiterung der Titiseereguliernng » die ebenfallsbei der Feldbergsitzung besprochen wurde , sind seit der Ein¬
reichung des Entwurfes im Sommer 1926 bis zur Ver¬leihung am 2. Juli 1928 eingehende Verhandlungen geführtund auf beiden- Seiten Sachverständige zngezogen worden.Man kann sonach nicht behaupten , daß gerade die Erweiterungder Titiseeregulierung „durchgepeitscht " worden sei, und daßman über die Einsprachen zur Tagesordnung übergegangenwäre . Dem Bezirksrat wurde vor der entscheidenden Sitzungdurch Absteckungen im See die Auswirkung der beabsichtig¬ten Titiseebewirtschaftung dargelegt . Abgesehen von diesemAugenschein muß auf die Tatsache hingewiesen werden , daßsämtliche Einsprachen durch gütliche Regelung bereinigt und
zurückgezogen waren . Die Schluchseewerk-AG. hat sich jeder¬zeit bemüht, die abgeschlossenen Verträge zu erfüllen , nimmtaber auch für sich in Anspruch, daß man mit der Kritik ab¬wartet , bis die im Gang befindlichen Arbeiten beendet find .Besonders bei der Beurteilung der Winterabsenkung , dieNur für die Monate November bis März praktisch in Erschei¬nung treten wird, ist zu berücksichtigen , daß die Inanspruch¬nahme des entsprechenden Beckenraumes nur in besonderstrockenen Jahren und auch dann nur während verhältnis¬mäßig kurzer Zeit stattfindet . Es wäre aber verfehlt , ausder verhältnismäßig seltenen Inanspruchnahme des Winter¬
absenkungsraumes zu schließen , daß darauf überhaupt ver¬zichtet werden könne , da gerade in diesen Zeiten der Winter -absenkraum nicht ausreicht und daher Wasser aus dem Hang¬kanal freigegeben werden muß , um die übernommenen Ver¬
pflichtungen erfüllen zu können. Dabei handelt es sich nichtallein um die Versorgung der Triebwerke mit Wasser, es giltvielmehr, auch der Landwirtschaft dauernd die benötigtenWassermengen zu sichern und in Anbetracht der den Flüssenzugeführten Verunreinigungen für Vorflut zu sorgen.Sollten durch die Winterabsenkung später öffentliche Inter¬essen berührende Schädigungen des LandschaftSbildeö eintre -ten, so sind durch die Konzessionsbedingungen die geeignetenMaßnahmen hiergegen gewährleistet. Wir sind aber über¬zeugt, daß derartige Schädigungen nicht eintreten werden,und daß das private Interesse der Anlieger des Titisees weitmehr durch die dauernde Beunruhigung der Öffentlichkeit ge- '
schädigt wird als durch unsere Maßnahmen .

Um de« Kraftwerkba « i« Säckingen
Die „Aargauer Zeitung " schreibt zu einem Bericht des „Säk -

kinger Tagblatt ", daß «ine internationale Gruppe die Errich¬tung des Gemeindekraftwerkes Säckingen und ein Pumpwerkauf dem Eggberg hintertreibe , folgendes : Die Gemeinde wolleam Rhein ein Werklein bauen und Wasser in den kleinen590 000 Kubikmeter fassenden See mit 100 Meter Gefäll aufder Egg oberhalb Säckingen pumpen . Dieses Werk, das nurzum Betrieb einer Fabrik genügt , wäre ein Spielzeug gegen¬über dem , was die heutige Wasserausnützung verlangt . Nunliegt ein Projekt des Rheinisch -Westfälischen Elektrizitäts¬werkes vor, nach welchem die ganze Stufe zwischen dem Kraft¬werk Dogern und Schwörstadt ausgebaut werden soll . Hierfürdas erforderliche Kapital aufzubringen , übersteigt die Krafteiner kleinen Gemeinde. Auch werden die badischen Werkenicht wollen, daß sich diese Gemeinde selbständig machen undsich einer Verteilungsanlage entziehen will. Auch dem badischenStaat kann es nicht gleichgültig sein , ob eine wertvolle Kraftschwach oder vollkommen ausgenützt werde.
5990 Arbeitslose im Bezirk Lörrach. Das weitere Sinkender Kaufkraft durch fortwährende Arbeiterentlasiungen undLohnkürzungen sowie auch der jüngste Witterungsumschwunghatten im Arbeitsamtsnachweisbezirk Lörrach in der Zeit vom1 . bis 15. Januar eine Steigerung der Arbeitslosenzrffer umzirka 1000 Personen zur Folge, so daß die Zahl der Gesamt¬arbeitslosen bereits 5000 überschritten hat . Hierzu kommtnoch, daß seitens der,Textilindustric neue Arbeiterentlassungenangekündigt wurden.

Badischer Teil
Die sttramlase Badens

Der Haushaltsausschutz des Landtags
beschäftigte sich am Dienstagnachmittag mit einer Reihe von
Steueranträgen .

Der Berichterstatter Abg . Eggler (Zentr . ) wies einleitend
darauf hin, daß vorerst an die Beseitigung der Gebäudesonder¬
steuer als Bestandteil der Reichsnotverordnung nicht gedachtwerden könne , daß andererseits auch kein Ersatz für den durchdie Aufhebung bedingten Ausfall zu finden sei. Das Aufkom-
menfoll der Gebäudesonderfteuer (Landes- und Gemeinde¬anteil zusammen) beträgt jährlich 65,2 Millionen . Ein Teilder Anträge richtet sich gegen den Paragraphen 7 A des Ge¬
bäudesondersteuergesetzes, wonach Gebäude mit einer Friedens¬miete von über 6 Prozent des Steuerwertes mit einein er¬
höhten Prozentsatz zur Steuer herangezogen werden. Inzwi¬
schen ist eine Verordnung erschienen , die den Begriff Friedens¬miete umschreibt. Die Zentrumspartei hat einen Antrag ein¬
gebracht, bei der Reichsregierung darauf hinzuwirken, datz dieaus der Gebäudesondesteuer nicht mehr benötigten Mittel zueiner Senkung dieser Steuer sreigegeben werden.

Finanzminister Dr. Schmitt trat im Verlaufe der Aussprachedafür ein, daß eine Erleichterung der Gebäudesondersteuer im
Rahmen des Möglichen und des finanziell Vertretbaren erfolgensoll. Rach der heutigen Lage könnten Steuersenkungen nur
durch Sparen ermöglicht werden. Es werde Sache der Spar¬
kommission sein , geeignete Wege zu weisen. Das Finanzmini¬sterium habe bisher durch Drosselung des sachlichen und perso¬nellen Aufwandes nennenswerte Sparerfolge erzielt . Die be¬
klagten Härten des 8 7a würden durch die neue Verordnungbeseitigt. Der Minister kam dann aus die Finanzlage des Lan¬des zu sprechen , wobei er ausführte , die schwebende Schuld desLandes sei. immer noch erheblich . Im laufenden Voranschlagsei ein größerer Fehlbetrag zu erwarten . Aus den Forstenwürden vier Millionen weniger erwirtschaftet, als ursprünglichangenommen werden konnte . Eine wesentliche Verminderunghätten die ReichsübcrweisungSsteuern erfahren . Die Beamten¬gehaltskürzung gleiche die Ausfälle nicht aus . Der Ministerbat unter diesen Umständen von irgendwelchen Steuersenkun¬gen abzusehen.

Ein Vertreter des Zentrums wünscht Aussetzung des Be¬
schlusses über die Aufhebung des § 7a bis ein Bericht der
Sparkommission vorliegt und bis sich die Auswirkung derneuen Vollzugsbestimmungen erkennen läßt .

Innenminister Wittemann machte Ausführungen über denStand der Arbeiten der Sparkommisston. Das Gutachten , dasteilweise fertig sei, schlage einschneidende Maßnahmen vor.Heute Fortsetzung der Beratung .

Aus den Vavteien
Fünfzig Jahre badische Zentrumspartei . Am 25 . Januard. I . waren 50 Jahre verflossen , daß in der Schwarzwaldhalleim „Pfauen " zu Freiburg auf einer großen Versammlung derehemaligen katholischen Volkspartei der Beschluß gefaßt wurde ,daß die seitherige Volkspartei sich zu den Grundsätzen des Zen¬trums im deutschen Reichstag bekenne . Den Vorsitz jener Ver¬sammlung , die aus dem ganzen Land stark besucht war , führteder Abgeordnete Förderer , Redakteur des „Lahrer Anzeiger" .

AttSs«hl«- ßirrsi füv de« Älntvag aus <$in-fcftdttttd dev Arrfwevtling i«$ Gvundburh
Die Gläubiger solcher Hypotheken , Grundschulden, Renten¬schulden und Reallasten , die nach dem Aufwertungsgesetz auf¬gewertet sind , für welche die Eintragung der Aufwertung insGrundbuch aber noch nicht beantragt ist (z. B . von noch ein-getragenen Papiermarkrechten ; gelöschten , infolge Vorbehaltsoder Rückwirkung aufgewerteten Rechten ; abgetretenen , fürden früheren Gläubiger aufgewerteten Rechten ) , haben denAntrag auf Eintragung der Aufwertung des Rechts spätestensbis zum Ablauf des 31 . März 1931 bei dem zuständigenGrundbuchamt zu stellen . Wird der Antrag nicht rechtzeitiggestellt, so erlischt das aufgewertete Recht am Grundstück; so¬weit es noch im Grundbuch eingetragen ist, wird es von Amtswegen gelöscht.
Nähere Auskunft erteilen die Grundbuchämter.

A«S dev badische« £ «b«fteie
Der Lohnkonflikt bei Heinrich Lanz, Mannheim . Bei Wie¬

deraufnahme des erweiterten Betriebs hat die Firma HeinrichLanz AG. der Arbeiterschaft Mitteilung gemacht von der Ab¬
sicht , die übertariflichen Akkordsätze in Anpassung an die ge¬senkten Preise der Endprodukte abzubauen . Hiergegen er¬hoben Betriebsrat und Gewerkschaften Einspruch. Die amMontag mit dem Betriebsrat geführten Verhandlungen kamenbisher zu keinem Ergebnis . Von 7—800 in Beschäftigung be¬
findlichen Leuten haben am Dienstag nur etwa 80 im Stun¬
denlohn stehende gearbeitet. Die übrige Belegschaft ist zwargrößtenteils in den Betrieben anwesend, weigert sich aber , zuden neuen Sähen (die, wie die Firma versichert , nicht unterTarif sind ) die Arbeit wieder aufzunehmen. — Die durch An¬
schlag bekanntgegebene Entlassung der in passiver Resistenzverharrenden Arbeiter ist von der Firma bisher nicht durchge¬führt worden. Wie der Konflikt nun endet, ist nicht voraus¬
zusehen.

Der Schiedsspruch in der mittelbadische « Metallindustriefür verbindlich erklärt. Nachdem der Vorschlag des Schlich¬ters von den Parteien abgelehnt wurde, hat der Schlichter den
Schiedsspruch des SchlichtungsausschussesKarlsruhe , der eineLohnsenkung von 6 Prozent vorsieht, im öffentlichen Interessefür verbindlich erklärt. Der Schlichter hat dabei ausgeführt ,daß es für die Arbeiterschaft ein schweres Opfer bedeute, beidem durch Kurzarbeit und schon erfolgten teilweisen Abbau
geschmälerten Einkommen eine weitere allgemeine Lohnsen¬kung auf sich zu nehmen. Andererseits verlangt aber die
Lage der mittelbadischen Metallindustrie, daß ihr dieselbe Er¬
leichterung gewährt wird, wie sie der übrigen Metallindustriezuteil geworden ist. Das öffentliche Interesse erfordert heutedie Vermeidung eines Arbeitskampfes mit der damit ver¬bundenen zwangsläufigen Einschränkung der Arbeitsmöglich¬keit.

Schiedsspruch für die Breisacher Textilindustrie . Der
Schiedsspruch beim Lohnstreit in der Mechanischen Weberei
Breisach ist vom Schlichter für Südwestdeutschland für ver¬
bindlich erklärt worden. Damit dürfte wohl auch der Streikbeendet sein.

Die Tabakfabrikrn kommen allmählich wieder in Gang . DieFirma Franz Geiger, Oberweier (Amt Lahr ) hat ihre bei¬den Filialbetriebe in Rust wieder eröffnet, wodurch 200 Ar¬beiter wieder Beschäftigung finden.
Der Berband der Polizeibeamten Baden- wird seine dies¬

jährige Hauptversammlung in Karlsruhe abhalten ; Die Ta¬
gung findet vom 8. bis 9. Mai statt und wird von etwa 200
Teilnehmern besucht werden.

Tasrmge «
Di« 6. Hauptversammlung des Vereins Badischer Bodensee¬berufsfischer fand in Meersburg statt . Den wichtigsten Ge-

genstand der Beratung bildete die Frage der Sportfischereiund die Verwendung der Felchenmaschine . Die Versamm¬lung stand auf dem Standpunkt , daß die Sportfischerfrageinternational geregelt werden müsse, desgleichen müsse die Frageder Verwendung der Felchenmaschine geklärt werden. Einenweiteren Punkt bildete die Behandlung der Maschenweile der
Netze. Es müsse eine einheitliche Maschenweite eingeführtwerden. Die Maschenweite von 30 Millimeter sei unhaltbar ,solange für den Untersee 25 und für den Obersee 28 Milli¬meter Geltung habe. — Am -Bodensee sind insgesamt 167
badische Berufsfischer tätig .

ÄlttS dev LarrdeSbarwtftadi
Zwei schwere Erdbeben registriert . Die Seismographen des

Naturwissenschaftlichen Vereins im Geodätischen Institut der
Technischen Hochschule Karlsruhe registrierten Dienstag abendein sehr schweres Erdbeben. Die ersten Vorläuferwellen er¬
reichten 21 .20 .33 Uhr die Station , der Einsatz der langen Wel¬len erfolgte gegen 21.47 Uhr, das Maximum war gegen 21 .51Uhr zu verzeichnen. Die Herdentfernung beträgt zirka 7600Kilometer . Nach den Aufzeichnungen ist im Epizentralgebietmit einer zerstörenden Wirkung des Bebens zu rechnen . —
Mittwoch morgen registrierten die Seismographen erneut einenheftigen Erdstoß , besten erster Einsatz 6.58.25 Uhr erfolgte. Ineiner Herdentfernung von 1500 Kilometer. Gegen 7 .30 Uhrkamen die Apparate zur Ruhe.

Rentenbankscheine als Zahlungsmittel . Zur Behebung vonZweifeln wird von der Deutschen Rentenbank mitgeteilt, datznoch rund 446 Mill . Rentenbankscheineals Zahlungsmittel imUmlauf sind . Alle Rentenbankscheinezu 5, 10 und 50 Reichs¬mark mit Kopfbild sowie die höheren Abschnitte zu 100, 500und 1000 Rentenmark ohne Kopfbild sind vollgültige Zah¬lungsmittel für die an allen öffentlichen Kassen (Post, Eisen¬bahn , Finanzämter , Reichsbank usw .) Annahmezwang besteht.Die Tilgung und Rückziehung der umlaufenden Rentenbank¬
scheine erfolgt ganz allmählich aus hierfür bereitgestellten Mit -teln . Voraussichtlich werden die letzten Rentenbankscheine erst1942 aus dem Zahlungsmittelumlauf verschwunden sein .

Verbot des Faschingstreibens . Eine Anordnung der Polizei¬direktion Karlsruhe verbietet jedes Fastnachtstreiben auf öffentl.Straßen und Plätzen , insbesondere alle Faschingsumzüge, so¬wie jedes faschingsartige Auftreten von Perfonen (Tragen vonGesichtsmasken, Bemalen und Vermummen des Gesichts bis•zur Unkenntlichkeit usw . ) auf öffentlichen Straßen und Plätzen .Ausgenommen sind nur Kinder unter 14 Jahren Ebenso wirddas Werfen von Konfetti und Knallerbsen auf öffentlichenStraßen und Plätzen sowie in Wirtschaften untersagt . Be.lästigungen von Passanten durch Pritschen, Federwedeln unddergleichen werden als grober Unfug bestraft, als Bettel dasEinsammeln von Geld durch umherziehende Musikanten undmaskierte Personen .
Spendenverteilung der Rotgemcinschaft. Der Arbeitsaus -

schuß der Notgemeinschaft hat beschlossen, an sämtliche vonden Anmeldestellen anerkannten Bedürftigen einen weiterenGutschein über Lebensmittel auszugeben. Der neue GutscheinNr . IV lautet über 2 Pfund Mehl, 1 Pfund Grieß, 1 PfundKokosfett, 1 Pfund Zucker und 1 Pfund Malzkaffee. Er kannbei jeder hiesigen Lebensmittelhandlung eingelöft werden. DieBedürftigen können den zustehenden Gutschein bei ihrer An¬meldestelle abholen.
Verhandlungen über den Großhandclstarif . Die gestrigenVerhandlungen über den Großhandelstarif im Handelskam¬merbezirk Karlsruhe hatten folgendes Ergebnis : Die Gehäl¬ter bis 100 Reichsmark bleiben abzugsfrei, ü

'
ie Gehälter über100 Reichsmark werden um 5 Prozent gekürzt . Die Verhei»ratetenzulage wird von 17 auf 16 Reichsmark gekürzt , dieLedigenzulage von 13 auf 12 pceichsmark. Die Vereinvarunaerhält Gültigkeit ab 1 . Januar 1931 .

Verstoß gegen das Demonstrationsverbot. Am Dienstagnach-mittag mutzte die Polizei gegen einen Trupp von einheitlich ge- :kleideten Kommunisten einschreiten , die in geschloffenem Zugmit Gesang von Daxlanden nach Grünwinkel marschierten.
Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte, Karlsruhe ,von heute Morgen : Die Zufuhr polarer Kaltluft ist beendet.Heute nacht hat es aufgeheitert, auch tiefe Lagen hatten da-her Strahlungsfrost . Von Westen rückt jetzt ein neues atlan¬

tisches Tief heran , das uns noch heute Bewölkungszunahmeund Niederschläge mit Erwärmung bringen wird. — Voraus¬sage : Nach Durchzug einer Regenfront (Schnee nur in mitt¬leren und höheren Lagen) unbeständig und milder bei leb¬haften Südwestwinden .
Wafferstände : Waldshut 256 —14, Basel 70 —21 , Schuster¬insel 130 —20 , Kehl 296 —9, Maxau 509 —10, Mannheim475 —10, Caub über 200 Zentimeter.

Handel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

28. Januar 27. Januar
» «Id « riek B«ld « riet

Amsterdam 100 G. 169.03 169.37 169.09 169.42
Kopenhagen 100 Kr. 112 .40 112.62 112.36 112.58
Italien . . 100 L. 22 .015 22 .055 22 .005 22.045London . . 1 Pfd . 20.416 20.456 20.407 20.447New Dork 1 D. 4.2045 4.2125 42 .035 4.2115
Paris . . . IW Fr . 16.475 16.515 16.468 16.508
Schweiz - . 100 Fr - 81.345 81 .505 81.32 81.40
Wien 100 Schilling 59.095 59.215 59 .08 59.20
Prag . - - - iw Kr^ 12.444 12 .464 12.44 12 .46

Der Kohlenverkehr der Schweiz
. Die Schweiz besitzt keine Kohlenlager, deren Ausbeutung sich ,

unter den gegenwärtigen Verhältnissen lohnen würde. Wohl !
spielten während des Krieges die kleinen Lager in den Wal¬
liser Alpen eine gewiffe Rolle, aber seit 1921 nahm diese Aus¬
beutung ein Ende , so datz die Schweiz nun wieder sozusagen
sämtliche von ihr benöttgte Kohlen einführen muß. Die Menge {dieser Einfuhr schwankt seit Jahren schon zwischen 250 000
und 300 000 Eisenbahnwagen von 10 Tonnen jährlich . In An¬
betracht der zentralen Lage der Schweiz und der verschiedenen
Transportmöglichkeiten mit der Bahn oder zu Master liefern
sich die Kohlenlieferanten (Deutschland , Frankreich , Belgien»
Polen ) einen hefttgen Konkurrenzkampf auf dem schweizeri¬
schen Markt . Die Gaswerke und die Transportanstalten ver¬
brauchen ungefähr ein Drittel der gesamten Einfuhr . Der
Rest entfällt auf die Industrie und den Hausverbrauch.

« ktienindej;. Der vom Stattstischen Reichsamt errechnet« )
Aktienindex (1924/26 - - 100) stellt fich für die Woche vom 1».
bis 24. Januar 1931 auf 79.7 gegenüber 80,9 in der Vorwoche ,
und zwar in der Gruppe Bergbau und Schwerindustrie auf 72,4
(73.5), Gruppe verarbeitende Industrie auf 69,1 (70,6 ) und
Gruppe Handel und Verkehr auf 104,6 (106,2) .



® ttwwwo w ?H w pywo <i
Der Weiterbetrieb der Albtalbahn gesichert
Die am Dienstagnachmittag zum erstenmal tagendKreisversammluug Karlsruhe genehmigte zunächst ein Gesuchder Gemeinde Graben um Bewilligung eines weiteren Dar¬lehens von 20 000 Mt zu 3 Proz . verzinslich, für den Umbauder Kreislandwirtschaftsschule Graben .Eine längere Aussprache knüpfte sich an die Verhandlungder Sanierungsanträge für die Badische LokaleisenbahnenAG . (Bleag ) . Hierfür waren in Vorschlag gebracht: ein ver-

^ lorener Zuschuß in Höhe von 5000 Ml für die Strecke Busen »
bach—Brötzingen lediglich für den Weiterbetrieb im Monat
Januar , ferner ein verlorener Zuschuß von 100000 Ml >
jährlich bis 1033 zwecks einer gründlichen und einwandfreienSanierung der Bleag und zur Verzinsung der vom Kreisübernommenen Bürgschaft (1,75 Millionen ) . Ein Zusatzantrag
gewährt der Stadt Pforzheim einen jährlichen Zuschuß von80 000 Ml zur Übernahme der Nebenstrecke Brötzingen-
Ittersbach .

In der Aussprache erklärte man sich von allen Seiten fürdie Annahme der Vorlage . Man hofft, daß damit die Ge¬
samtlage der Bleag mit dem Weiterbetrirb der Albtalbahnund der für die ländliche und die Arbeiterbevölkerung in den
Kreisgemeinden lebenswichtigen Nebenbahnen bis auf wei¬teres gesichert ist. Ein Mitglied des Kreisrates stellte als
wahrscheinlich in Aussicht, daß trotz der gegenwärtigen Maß¬nahmen eine Liquidation der Bleag zu erwarten wäre , und
daß dann der Kreis die endgültige Übernahme der Neben¬
bahnen in eigene Regie vollziehen müßte . Mit Rücksicht aufdie Tatsache, daß der Kreis durch seine 1,75-Millionen -Bürg »
schaft sich von dem Schicksal der Bleag nicht mehr lossagenrann und im Interesse der Kreisbewohner auch die letztenSanierungsversuche unternehmen mutz, fanden die Anträgeeinstimmige Annahme.

Bürgermeisterwahlen . In Bühlertal erhielt der Kandidatder Nationalsozialisten, Kaufmann Karl Fauth , 37 Stimmen .Er ist somit gewählt, da der bisherige Bürgermeister Dr. Booz15 Stimmen und der Kandidat des Zentrums , Seebacher, nur14 Stimmen erhalten haben . — In Freiolsheim -Moosbronn/ Amt Rastatt ) wurde der langjährige Gemeinderat FerdinandGlasstetter I im ersten Wahlgang mit 107 Stimmen zumBürgermeister gewählt. Von 180 Wahlberechtigten hatten 160ihr Wahlrecht ausgeübt .
Der Bürgerausschuß Schwetzingen hat die Summe von78 300 Ml für weitere zusätzliche Notstandsarbeiten bewilligt.Genehmigt wurde ferner der Bau eines städtischen Wohnhausesmit 6 Zweizimmerwohnungen zum Aufwande von 35 000 Mt ,während die Biersteuer mit knappet Mehrheit der Ablehnungverfiel , so daß sie nunmehr vom Bezirksrat festgesetzt werdenmutz.

Im nenen Philippsburger Bürgerausschuß verursachte inder ersten Sitzung die Wohlfahrtsfürsorge eine lebhafte Aus¬
sprache. Schließlich wurden die vorgeschlagenen Sätze fürJanuar genehmigt. Infolge des allzu großen Lärms und dadie Rechtsparteien den Sitzungssaal verließen, konnte die Ta¬gesordnung nicht vollständig Erledigt werden.Der Gemeinderat Rheinbischofsheim hat beschlossen, aus dieihm zustehende Vergütung zu verzichten und den Betrag wohl¬tätigen Zwecken zuzuführen . Weiter hat der Gemeinderatzwei Anträge abgelehnt, wonach Gemeinderäte bei Vergebungvon Lieferungen und Arbeiten für die Gemeinde ausgeschlos¬sen sein sollen.

Bruchsaler Stadträte verzichten auf 20 Proz . Die Bruch-saler Sradträte haben sich in ihrer letzten Sitzung dem Bei¬spiel der badischen Minister angeschlossen und auf 20 Proz .ihrer Aufwandsentschädigung zugunsten der Fürsorge derStadt Bruchsal verzichtet. Bruchsal ist hiermit die erste Stadtder Stadtratsordnung in ihrem vorbildlichen Entschluß, undsie dürfte wohl mit ihrem Vorgehen Nachahmung finden.
Der Bürgerausschuß Durlach beriet in seiner ersten Sit¬zung nach der Neuwahl über die Vorlage betr . Herstellungdes zweiten Teiles der Fahrstraße über den Turmberg . Eshandelt sich dabei um die Vornahme von Notstandsarbeiten ,die einen Aufwand von 230 000 Reichsmark erfordern . Dazugeben das Landesarbeitsamt und der badische Staat einenZuschuß von 26 600 Reichsmark. Im übrigen sollen Dar¬lehen ausgenommen werden, durch die für 20 Jahre eine jähr¬liche Belastung des städtischen Budgets von 18 3Ü3 Reichsmarkentsteht, was einer Erhöhung der Umlage vom Grundvermö¬gen von 3,5 Reichspfennig entspricht. Bei Ausführung des

Straßenbaues können etwa 50—100 Arbeiter auf die Dauereines halben Jahres Beschäftigung finden . Hierdurch wirdes möglich, etwa 00 Wohlfahrtserwerbslose der allgemeinenArbeitslosenfürsorge zurückzuführen, wodurch die Stadt eineErsparnis von über 100 000 Reichsmark erzielt . Die Vorlagewurde angenommen . — In Durlach wächst die Zahl der Ar-

veitswsen andauernd und hat gegenwärtig mit über 1800einen Rekordstand erreicht. Man zählt über 500 Wohlfahrts -erwerbslose.
Der Bau des Freiburger Familienbades wurde verschoben .In seiner letzten Sitzung hat der Freiburger Stadtrat beschlos.sen , das Fauler -Bad zu erweitern . Die Errichtung eines gro-ßen Freibades an der oberen Dreisam in der Nähe der Sport -Plätze wurde vorläufig abgelehnt, weil die Kosten sich zu hochstellen. Der Stadtrat hat bei der jetzigen Notlage es nicht zuverantworten können geglaubt , der Bürgerschaft erhöhte Lastenfür eine Badeanlage zuzumuten . Um dem bestehenden Bedürf -nis nach erweiterter Badegelegenheit nachzukommen, hat er derErweiterung des Fauler -Bades zugestimmt.Der Bürgerausschuß Schliengen bei Müllheim , beschloß dieErrichtung eines neuen Schulhauses, wofür ein Voranschlagüber 06 000 Mt borliegt.

Frrudrnstadts Aufschwung. Welchen Aufschwung derSchwarzwaldkurort Freudenstadt genommen hat, läßt sichdaraus ermessen , daß man im Jahre 1885 noch 560 Kurgäste,1000 3766 , 1014 5000, 1030 aber deren 14 000 zählte.

irrere « aihrrühteit aus Bade«
Nationalsozialistische Versammlung in Heidelberg verbotenDie Polizeidirektion Heidelberg hat die auf Dienstag ein-berufene Versammlung der Nationalsozialisten , in der derReichstagsabgeordnete Frank II (München) sprechen sollte ,wegen unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit ver¬boten. Auch der als Ersatz für diese Versammlung einberu -fene „Deutsche Abend " des Kampfbundes für deutsche Kultursowie alle etwaigen Ersatzveranstaltungen von Neben- oderUnterorganisationen der Nationalsozialisten sind untersagtworden.

*
Zum Fall Gumbel schreibt der Dekan der philosophischenFakultät : „An den Mißverständnissen zwischen der Regie¬rung und der philosophischen Fakultät im Fall Gumbel habeich als damaliger Dekan eine Schuld, insofern ich ein an michadressiertes Schreiben des Ministeriums versehentlich nicht derGesamtheit der Fakultät vorlegte, sondern nur durch einzelneAnfragen festzustellen suchte, wie die Mitglieder der Fakultätdie Ernennung Gumbels zum außerordentlichen Professor auf¬nehmen würden . Aus den Antworten glaubte ich entnehmenzu können , daß die Fakultät als solche nicht öffentlich prote¬stieren werde, und habe den Vertreter des Ministeriumsmündlich in diesem Sinne verständigt."

DZ . Mühlhausen (Amt Wiesloch), 28 . Jan . Der Gemeinde¬rechner Neidig geriet anläßlich der letzten Gemeiudewahlenmit einem Bürger nachts in Streit , in dessen Verlauf er demGegner ohne Anlaß einen tiefen Messerstich in den Unterleib
versetzte . Das Urteil für den Messerhelden lautete auf sechsWochen Gefängnis .

DZ . Emmendinge», 27 . Jan . Durch ein anonymes Schrei¬ben wurde die Gendarm ^ ie Emmendingen auf eine Falsch¬münzerei in Maleck aufmerksam gemacht, die von einem jun¬gen ledigen Zimmermann namens Ketterer betrieben wurde.Der Falschmünzer wurde festgenommen, seine Werkstatt undeine Reihe von Falschstücken beschlagnahmt. Ausgegeben willder junge Mann noch keine haben.
bld . Donaneschingen, 27 . Jan . In der Silvana -HolzindustrieAG. in Hüsingen brach im Maschinenhaus ein Großfeuer aus ,das von der Werksfeuerwehr und der Ortsfeuerwehr gelöschtwurde . Immerhin stellte sich der angerichtete Schaden auf20 000 Mt . Der Betrieb erleidet keine Unterbrechung.
bld . Waldshut , 27. Jan . Das Schöffengericht sprach das Ehe¬paar Dietsche aus Herrischried, das wegen Körperverletzung,begangen an dem epileptischen und arbeitsunfähigen SohnEmil, angezeigt war , frei . Der medizinische Sachverständigesagte aus , daß die schlechte Unterbringung und mangelhafteVerpflegung auf den Zustand des Kranken wenig Einfluß ge¬habt hatte . Der Freispruch erfolgte, da eine offenkundigeschuldbare Handlung nicht nachgewiesen werben konnte. DerKranke hatte zwar nicht die Pflege , der er dringend bedurfte ,die ihm nun in einer Anstalt zuteil wird , aber vorsätzlich sei dieVerschlimmerung des Zustandes nicht herbeigeführt worden.Die menschenunwürdige Unterkunft war hervorgerufen durchdie schlechten Raum - und Lebensverhältnisse auf dem Hotzen¬wald. Die ärmliche Familie wollte eine fremde Hilfe nicht inAnspruch nehmen, für die ja auch die Gemeinde hätte aufkom-men müssen.

DZ . Konstanz, 27. Jan . Die 9. Kompagnie des hiesigen3. (Jäger - ) Bataillons des 14. (Bad .) Infanterie -Regimentswird am Donnerstag , den 29 . Januar , nach Berlin abgefordert,um vom 1. Februar bis 30. April als 5. Wachkompagnie beimWachregiment Berlin Dienst zu tun . Die Kompagnie kehrt an¬fangs Mai wieder in ihren Standort Konstanz zurück .

Kriminalpolizei mitgeteilt , daß aus einer aus Ägypten kom-menden und für Deutschland bestimmten Goldsendung ein Bar¬ren Gold im Werte von 23 000 Schweizer Franken gestohlenworden sei. Die sofort aufgenommene Untersuchung ergabdaß der Diebstahl in Basel erfolgt sein müsse. Es gelang nun¬mehr der Polizei , den Dieb zu verhaften . Es handelt sich umeinen 20jahrigen Basler Postangestellten, der das Gold bereitsauf die Seite gebracht hatte . Es konnte jedoch beschlagnahmtwerden.

« taatsanzeigev
Bekanntmachung

Staatsärztliche Prüfung .Or med . Julius Elwert in Neckargerach , Dr. med . JosefHeid in Freivurg und Dr. med . Hilde Schmitt in Heidelberghaben die für die Anstellung der badischen Staatsärzte vor¬geschriebene Prüfung für Amtsärzte bestanden.Karlsruhe , den 27. Januar 1031 .Der Minister des Innern
I . Wittemann

Sammlung .Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 15. Februar ,1917 über Wohlfahrtspflege und der badischen Vollzugsver».ordnung hierzu vom 24 . Februar 1017 wird dem DeutschenKolonialverein (Gesellschaft für nationale Siedlungs - undAuslandspolitik e. B.) in Berlin die Erlaubnis erteilt , zu¬gunsten seiner satzungsmäßigen Bestrebungen den von ihmfür das Jahr 1932 herauszugebenden deutschen Kolonialkalen¬der im Wege des Postversandes im badischen Staatsgebiet znvertreiben . Diese Erlaubnis gilt bis zum 1. März 1032 .Karlsruhe , den 26 . Januar 1031 .Der Minister des Innern
I . Wittemann

Nevsonellev Teil >
Ernennungen , Versetzungen , Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Ans dem Bereich des Ministeriums des Kultns

und Unterrichts
Ernannt :

Zu Professoren die Lehramtsassessoren Albert Holzhaueram Realgymnasium in Villingen, Ernst Kappler am Realgym¬nasium in Weinheim, Emil Kern an der Realschule Eppin -gen, Dr Philipp Leibrecht am Gymnasium in Lahr , Dr. Hed¬wig Metzger an der Aufbauoberrealschule Lahr , Dr. Fritz Peteram Gymnasium in Wertheim , Dr. Theodor Rollet an derOberrealschule in Eberbach, Dr. Anton Schäfer am Gym¬nasium in Wertheim , Dr. Albert Scheifele am Gymnasium in
Tauberbischofsheim, Dr. Eugen Schlechter an der Oberreal -schule in Singen , Hans Steude am Realgymnasium in Buchen;ferner : Religionslehrer Karl Dörner zum Professor am Real -ghmnasium in Weinheim, Profeffor i. e. R . August Malschzum Profeffor an der Realschule in Eppingen .

Versetzt in gleicher Eigenschaft:Die Professoren Karl Baier an der Aufbauoberrealschulein Lahr an die Helmholtz -Oberrealschule in Karlsruhe , DeKarl Bosch an der Oberrealschule Eberbach an das Realgym¬nasium in Weinheim, Max Daiger am Realgymnasium inBuchen an das Gymnasium in Karlsruhe , Julius Geier ander Oberrealschule Lörrach an das Realgymnasium in Wein¬heim, Dr. Hans Haas am Gymnasium in Wertheim an dasGymnasium in Heidelberg, Johann Handloser an der Real¬schule in Meßkirch an die Oberrealschule in Singen , Dr. Ber¬told Hofheinz an der Oberrealschule in Pforzheim an dieFichteschule in Karlsruhe , Franz Huber am Gymnasium inMannheim an die Oberrealschule in Heidelberg, Karl Konanzam Gymnasium in Karlsruhe an jenes in Baden -Baden,Franz Schmitt am Gymnasium in Lahr an das Bertold -Gym¬nasium in Freiburg , Franz Bogt am Realgymnasium mitgymn. Abteilung in Mosbach an das Ghmnasium in Mann¬heim, Christian Wnrster an der Realschule in Eppingen andie Kant -Oberrealschule in Karlsruhe .

Auszug aus den Personalveränderuugen des Reichsheeres.Mit Wirkung vom 1. Januar 1031 werden befördert :zum Hauptmann (W ) : Oberleutnant (W ) Krüger, , Arjillerie -* Regiment 5;
zum Assistenzarzt: der Unterarzt Dr. Kaltes, Sanitätsabt . 5.Mit dem 1. Januar 1931 wird versetzt :Hauptmann (W ) Grüner , Artillerie -Regiment 5, in den Stabder 7. Division.

KtSdtischeSpnrkasseNeckargemirnd
GeffenMche £ p * vkafft

Bilanz auf 31. Dezember 1930
» er« - - «« sw

Kassenbestand . 7 251,57
Guthaben bei Banken, Giro¬

zentrale u . Postscheckamt 3165,53
Wertpapiere . 3150,—
Wechsel . 6 569,10Darlehen auf Hypothek . 502 624.70
Darlehen in lfd . Rechnung

an Private . 41 889,25
Darlehen auf Schuldschein 83 186,52
Darlehen an Gemeinden . 175 420,—
Aufwertungsforderungen . 107 934,72
Einnahmerückstände . . . 6 857,68
Gerätschaften . 1,—
Einlage beim Spargiro¬verband . . . . . . 14 600, —
Betreibungskosten . . . 2,56

1042 652,63

Verbindlichkeit«« SW
Spareinlagen . 719 466,52
AufwertungS-Spareinlagen 119 765,79Giro- und Kontokorrent¬

einlagen . 106202,25
Anlehenskapitalien . . . 36 898,29
Rücklagen — gesetzt. Re-

servefonds — . . . . 42 456,35
Vorschüsse . 1444,96
AufwertungSabrechnungs -

konto . 257,86
Geschäftsgewinn

vom Jahre 1930 . . . 16 160,61

1042 652.63

Berechnung - er Rücklage
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :8% au » 945 434,56 SW Einlagen . 75 634,76 SWSie beträgt auf Schluß des Jahres 1930 . . . 58616,96 SW

Somit weniger . . . 17 017,80 SW
Neckargemünd » den 22 . Januar 1931 . 91 .252%t* verfitzende W Bert»alt «nggratS : Der Geschckftsleiter tMüßt, , Bürgermeister Kaiser .

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSCNHCIMA.D.»' »GSrD

LIEFERTAUS SCHLOSS' !!.
HECKENMARKBRUCH
E RSTKLASSIGES

STRASSENBAU -
MATERIAL

Ettlingen . 91-251
GüterrechtsregistereintragBand 2 Seite 114 : GeorgGrad, Kaufmann in Ett¬

lingen und Lina geborene
Schreiber. Vertrag vom
13 . Dezember 1930: Güter¬
trennung . Ettlingen , den
26. Januar 1931.

Amtsgericht.

Anzeigen in der

Karlsruher Zeitung
(Bai. Staat8anzei| W)
haben groBenErfolg

DIE

BEILAGEN
DER

KARLSRUHER ZEITUNG
BADISCHER STAATSANZEIGER

Zentralhandelsregister für Baden
Badischer Zentralanzeiger für Beamte
Wissenschaft und Bildung
Badische Kultur und Geschichte
Badische Wohlfahrtsblatter
Amtliche Berichte des Bad . Landtags

machen sie zu einem viel¬
beachteten Insertionsorgan

Inserieren auch Sie
Sie werden bestimmt zufrieden sein

MM LandestheM,
Donnerstag , 29 . Jan . 1931
*D 16 lDonnerstagmiete )

Myelin M
Schauspiel von Schiller

Regie : Baumbach
Mitwirkende:

Bertram ,Ermarth , Frauen¬
dorfer, Genter , Schreiner,
Seiling , Bauer , Hebeisen,
Neßler, Baumbach. Brand ,Dahlen , Gemmecke , Graf ,
Herz, Hierl, Höcker, Hospach,
Just , O . Kienscherf , Kloeble ,
Mehner , Müller , Prüter ,

Schulze. Frohmann ,Grimm, H . Kienscherf ,
Luther , Meyer , Seibert .
Anfang 19 Ende 21'/.
Preise A (0,70—5,00 SW)
Fr . 30. 1 . Leben des Orest.Sa - 31 . 1 . Elisabeth von
England . So 1 . 2. Nach¬
mittag » : Meine Schwesterund ich . Abends : Leben
des Orest. Im Konzert¬
haus : Wie werde ich reichund glücklich?

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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